
  

Der Vorsitzende des Ausschusses für 
Bürgerbeteiligung, Völkerverständigung und 
Integration der Stadtverordnetenversammlung
Amt der Stadtverordnetenversammlung
E-mail: stadtverordnetenversammlung@wiesbaden.de
Rathaus-Schlossplatz 6-65183 Wiesbaden

1. Den Mitgliedern des Telefon (0611) 31-3738
    Ausschusses für Bürgerbeteiligung, Telefax (0611) 31-3902
Völkerverständigung und Integration Sachbearbeiterin: Astrid Koba

Wiesbaden, 22.04.2010
2. Den Fraktionen
3. Dem Magistrat
4. Nachrichtlich
    Herrn Stadtverordnetenvorsteher

Vor der Ausschusssitzung findet um 16.00 Uhr die Sitzung
des Arbeitskreises Städtepartnerschaften ebenfalls

im Raum 304 statt,
zu der alle Vertreter/innen der Wiesbadener Partnerschaftsvereine 

eingeladen sind.

Einladung

zur öffentlichen Sitzung
des Ausschusses für Bürgerbeteiligung, Völkerverständigung und Integration

am Dienstag, 27. April 2010, um 17:00 Uhr, 
Rathaus, Raum 304 (3. Stock), Schlossplatz 6, Wiesbaden

- Vor Eintritt in die Tagesordnung findet eine Bürgerfragestunde statt -

    
1. Genehmigung der Niederschrift
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2. 10-F-25-0039

Sommerferien in Wiesbaden
 - gem. Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU, FDP und Bündnis 90/Die Grünen vom 

21.04.2010 - 

Der Ausschuss für Bürgerbeteiligung, Völkerverständigung und Integration möge beschließen:
 

Der Magistrat wird gebeten zu prüfen,
ob im Zuge der Entwicklung städtepartnerschaftlicher Kontakte mit Fatih (Istanbul) eine Gruppe von 
Schülerinnen und Schülern von dort zu einem Sommerferien-Aufenthalt in Wiesbaden eingeladen 
werden kann.
Über die Teilnahme an Angeboten des städtischen Sommerferien-Programms soll das Knüpfen von 
Kontakten zu gleichaltrigen Wiesbadener Kindern und Jugendlichen gefördert werden. Diesem Ziel 
dient ebenfalls die vorzugsweise Unterbringung in Gastfamilien.

    
3. 10-F-25-0040

DeutschSommer
 - gem. Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU, FDP und Bündnis 90/Die Grünen vom 

21.04.2010 -

Vorbemerkung: 
Der Presse war Mitte März zu entnehmen, dass die Stadt gemeinsam mit dem Land und der Stiftung 
Polytechnische Gesellschaft Frankfurt unterstützt von der Deutsche Bank Stiftung ein 
Integrationsprojekt mit dem Namen DeutschSommer betreibt.
  
Der Ausschuss für Bürgerbeteiligung, Völkerverständigung und Integration möge beschließen:
 
Der Magistrat wird gebeten zu berichten:

 Welches Ziel hat das Projekt DeutschSommer?
 Wie viel städtische Mittel sollen hierfür aufgewendet werden?
 Welche Maßnahmen sind bisher angegangen worden und wurden bereits erste Ergebnisse 

erzielt?

    
4. 10-F-06-0022

Mehr Bürgerinformation und Bürgerbeteiligung in der Stadtpolitik?
 - Antrag der Fraktion Linke Liste vom 20.04.2010 - 

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird aufgefordert die Bürgerinnen und Bürger früher und umfassender in die Beratungen 
wichtiger Vorhaben einzubeziehen. Hierzu ist insbesondere die Möglichkeit von 
Bürgerinformationsveranstaltungen und Bürgerversammlungen (nach § 8a der Hessischen 
Gemeindeordnung) besser zu nutzen.
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5. 09-F-01-0057

Sachstand Städtepartnerschaften - Antrag der SPD-Stadtverordnetenfraktion -

    
6. 10-V-30-0004 DL 13/10-9

Vorschlag für die Wahl eines Ortsgerichtsschöffen für den Ortsgerichtsbezirk IX Wiesbaden 
Breckenheim (mit Medenbach und Igstadt)

    
7. 10-V-30-0007 DL 14/10-3

Vorschlag für die Wahl zweier Ortsgerichtsschöffen für den Ortsgerichtsbezirk VI Wiesbaden-
Schiersteinb

    
8. Bericht der Dezernentin

9. Verschiedenes

    
10. 10-A-21-0001

Arbeitskreis Wiesbadener Integrationsgespräche

ANLAGE

Falls ein Ausschussmitglied an der Teilnahme verhindert sein sollte, wird um Weitergabe der 
Einladung gemäß § 62 HGO gebeten.

Im Anschluss an die öffentliche Sitzung tagt der Ausschuss nicht öffentlich, falls Tagesordnungspunkte 
zur Beratung und Beschlussfassung in nicht öffentlicher Sitzung vorgesehen werden.

Spallek
Vorsitzender


